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Allgemeinverfügung der Stadt Iserlohn 
 
 
zur Anordnung einer Maskenpflicht zum Zwecke 
der Verhinderung der Verbreitung des Corona-
virus (COVID-19)  
 
Gemäß § 28 Abs. 1 Satz 1 und 2 i. V. m. § 28a Abs. 
7 Nr. 3 des Gesetzes zur Verhütung und Bekämp-
fung von Infektionskrankheiten beim Menschen (In-
fektionsschutzgesetz – IfSG) vom 20.07.2000 
(BGBl. I S. 1045) – in der aktuell gültigen Fassung – 
i. V. m. § 3 Abs. 1 Nr. 3 und § 5 Abs. 2 der Verord-
nung zum Schutz vor Neuinfizierungen mit dem 
Coronavirus SARS-CoV-2 – Coronaschutzverord-
nung (CoronaSchVO NRW) vom 17.08.2021 – in 
der ab dem 17.12.2021 gültigen Fassung – ordnet 
die Stadt Iserlohn zur Verhinderung der Verbreitung 
des Coronavirus (COVID-19) folgendes an:  
 
 
1. Maskenpflicht im öffentlichen Raum:  
 
Auf den Flächen der Iserlohner Wochenmärkte 
ist an den nachfolgenden Örtlichkeiten, zu den 
genannten Öffnungszeiten mindestens eine me-
dizinische Maske (sog. OP-Maske) zu tragen:  
 
Wochenmarkt Iserlohn:  
 
- mittwochs in der Zeit von 8.00 – 13.00 Uhr und 

samstags in der Zeit von 8.00 - 14.00 Uhr auf dem 
Schillerplatz zwischen Laarstraße, Turmstraße, 
Nordengraben und Vinckestraße, in der Turmstra-
ße, auf dem Marktplatz gemäß der Marktsatzung 

 
Wochenmarkt Letmathe: 
 
- samstags in der Zeit von 8.00 – 13.00 Uhr auf der 

Overwegstraße zwischen Reinickendorfer Straße 
und Zum Volksgarten gemäß der Marktsatzung 

 
 
2. Die Pflicht zu 1 gilt nicht: 
 
a) für Kinder bis zum Schuleintritt. Soweit Kin-

der vom Schuleintritt bis zum Alter von 13 
Jahren aufgrund der Passform keine medizi-
nische Maske tragen können, ist ersatzweise 
eine Alltagsmaske zu tragen, 

 
b) für Personen, die aus medizinischen Grün-

den keine Maske tragen können; das Vorlie-
gen der medizinischen Gründe ist durch ein 
ärztliches Zeugnis nachzuweisen, welches 
auf Verlangen vorzulegen ist, 

 
c) an festen Sitz- oder Stehplätzen von gastro-

nomischen Einrichtungen (Imbiss- und Aus-
schankständen), 

 

d) für die Dauer der Einnahme von Speisen und 
Getränken, 

 
e) in sonstigen Fällen, wenn das Ablegen der 

Maske nur wenige Sekunden dauert, 
 
f) für Inhaberinnen und Inhaber sowie Beschäf-

tigte der Einrichtungen bzw. Verkaufsstände, 
wenn das Tragen der Maske durch gleich 
wirksame Schutzmaßnahmen (Abtrennung 
durch Glas, Plexiglas oder Ähnliches) ersetzt 
wird. 

 
3. Diese Allgemeinverfügung gilt gemäß § 41 

Abs. 4 S. 4 Verwaltungsverfahrensgesetz 
NRW mit dem auf die Bekanntmachung fol-
genden Tag als bekanntgegeben. Sie gilt bis 
einschließlich zum 09.03.2022. 

 
 
Hinweise: 
 
1. Die Allgemeinverfügung ist kraft Gesetzes sofort 

vollziehbar nach §§ 28 Abs. 3, 16 Abs. 8 IfSG. 
Die Anfechtungsklage hat keine aufschiebende 
Wirkung. 

 
2. Verstöße gegen diese Allgemeinverfügung wer-

den als Straftaten bzw. Ordnungswidrigkeiten 
verfolgt. 

 
Begründung: 
 
Werden Kranke, Krankheitsverdächtige, Anste-
ckungsverdächtige oder Ausscheider festgestellt, 
trifft die zuständige Behörde nach § 28 Abs. 1 IfSG 
die Schutzmaßnahmen – insbesondere die in § 28a 
Abs. 7 IfSG genannten –, soweit und solange es zur 
Verhinderung der Verbreitung übertragbarerer 
Krankheiten erforderlich ist. 
 
Die Stadt Iserlohn ist nach §§ 16a Abs. 1 Satz 1, 28 
Abs. 1 Satz 1 und 2 IfSG i. V. m. Artikel 1 Gesetz 
zur konsequenten und solidarischen Bewältigung 
der COVID-19-Pandemie in Nordrhein-Westfalen 
und zur Anpassung des Landesrechts im Hinblick 
auf die Auswirkungen einer Pandemie vom 14. April 
2020 i. V. m. § 2 Gesetz zur Regelung besonderer 
Handlungsbefugnisse im Rahmen einer epidemi-
schen Lage von nationaler oder landesweiter Trag-
weite und zur Festlegung der Zuständigkeiten nach 
dem Infektionsschutzgesetz (Infektionsschutz- und 
Befugnisgesetz – IfSBG-NRW) – in der zur Zeit gül-
tigen Fassung – zuständige Behörde.  
 
Das Coronavirus SARS-CoV-2 hat sich in kurzer 
Zeit weltweit verbreitet. In Deutschland, Nordrhein-
Westfalen und auch in Iserlohn gibt es zahlreiche 
Infektionen.  
 
Bei einer Coronavirus-Infektion handelt es sich um 
eine übertragbare Krankheit im Sinne des § 2 Nr. 3 
IfSG. Auf dem Gebiet der Stadt Iserlohn sind Kran-
ke (§ 2 Nr. 4 IfSG), Krankheitsverdächtige (§ 2 Nr. 5 
IfSG), Ansteckungsverdächtige (§ 2 Nr. 7 IfSG) und 
Ausscheider (§ 2 Nr. 6 IfSG) festgestellt worden.  
 



173 
 

Der Minister für Arbeit, Gesundheit und Soziales 
des Landes Nordrhein-Westfalen hat am 
17.08.2021 die CoronaSchVO NRW erlassen. In der 
ab dem 12.01.2022 gültigen Fassung wurden in § 3 
Örtlichkeiten festgelegt, an denen mindestens eine 
medizinische Maske zu tragen ist. Nach § 3 Abs. 1 
CoronaSchVO ist insoweit in Außenbereichen, für 
die die zuständige Behörde dies durch eine Allge-
meinverfügung ausdrücklich anordnet, mindestens 
eine medizinische Maske zu tragen. Diese Anord-
nung erfolgt durch diese Allgemeinverfügung für die 
unter Nr. 1 definierten Bereiche.  
 
Entscheidungen über Schutzmaßnahmen zur Ver-
hinderung der Verbreitung der Coronavirus-
Krankheit 2019 (COVID-19) nach § 28a Abs. 7 in 
Verbindung mit § 28 Abs. 1 sind insbesondere an 
dem Schutz von Leben und Gesundheit und der 
Funktionsfähigkeit des Gesundheitssystems auszu-
richten; dabei sind absehbare Änderungen des In-
fektionsgeschehens durch ansteckendere, das Ge-
sundheitssystem stärker belastende Virusvarianten 
zu berücksichtigen. Weitergehende Schutzmaß-
nahmen sollen nach § 28a Abs. 3 IfSG unter Be-
rücksichtigung des jeweiligen regionalen und über-
regionalen Infektionsgeschehens mit dem Ziel ge-
troffen werden, eine drohende Überlastung der re-
gionalen und überregionalen stationären Versor-
gung zu vermeiden. Wesentlicher Maßstab für die 
weitergehenden Schutzmaßnahmen ist insbesonde-
re die Anzahl der in Bezug auf die Coronavirus-
Krankheit-2019 (COVID-19) in ein Krankenhaus 
aufgenommenen Personen je 100 000 Einwohner 
innerhalb von sieben Tagen. Weitere Indikatoren 
wie die unter infektionsepidemiologischen Aspekten 
differenzierte Anzahl der Neuinfektionen mit dem 
Coronavirus SARS-CoV-2 je 100 000 Einwohner in-
nerhalb von sieben Tagen, die verfügbaren inten-
sivmedizinischen Behandlungskapazitäten und die 
Anzahl der gegen die Coronavirus-Krankheit-2019 
(COVID-19) geimpften Personen sollen bei der Be-
wertung des Infektionsgeschehens berücksichtigt 
werden.  
 
Die zu ergreifenden Schutzmaßnahmen müssen 
geeignet, erforderlich und angemessen sein, um 
das lokale Infektionsgeschehen einzugrenzen.  
 
Bei SARS-CoV-2 handelt es sich um einen Krank-
heitserreger im Sinne des § 2 Nr. 1 IfSG.  
 
Das Virus wird von Mensch zu Mensch übertragen. 
Hauptübertragungsweg ist die Tröpfcheninfektion. 
Dies kann direkt von Mensch zu Mensch über die 
Schleimhäute der Atemwege geschehen oder auch 
indirekt über Hände, die dann mit Mund- oder Na-
senschleimhaut sowie der Augenbindehaut in Kon-
takt gebracht werden. Insofern erhöht sich das Risi-
ko einer Ansteckung mit dem COVID-19-Virus bei 
Zusammentreffen vieler Menschen potentiell und 
damit die Gefahr, dass sich die Infektionen in der 
Bevölkerung weiterverbreiten.  
 
Nach der Einschätzung des Robert-Koch-Institutes 
(RKI) im öffentlichen Wochenbericht vom 
03.02.2022 wird die aktuelle Situation in Deutsch-
land wie folgt bewertet:  
 

„In Deutschland hat mit der dominanten Zirkulation 
der Omikron-Variante die fünfte Welle der CO-VID-
19-Pandemie an Fahrt gewonnen.  
 
In der 4. Kalenderwoche (KW) 2022 setzte sich der 
steigende Trend bei den wöchentlichen Fallzahlen 
fort. Mit Ausnahme von Hamburg und Schleswig-
Holstein waren in allen anderen Bundesländern wei-
terhin deutliche Anstiege der Fallzahlen zu ver-
zeichnen. Auch der Anteil positiv getesteter Proben 
(41 %, Vorwoche: 32 %) bei einer weiteren Steige-
rung der Anzahl der durchgeführten labordiagnosti-
schen PCR-Untersuchungen zeigt den massiven 
Anstieg des Infektionsdrucks in der Bevölkerung. In 
der Gesamtbevölkerung ist die 7-Tage-Inzidenz im 
Vergleich zur Vorwoche um 34 % gestiegen und 
liegt nun in allen Altersgruppen bis 49 Jahren über 
1.000 SARS-CoV-2-Infektionen pro 100.000 Ein-
wohnerinnen und Einwohnern. Die 7-Tage-Inzidenz 
ist in der Gruppe der Kinder und Jugendlichen im 
Alter von 5 bis 19 Jahren weiterhin am höchsten 
doch ist sie auch in den älteren Altersgruppen teil-
weise wieder deutlich angestiegen. 
 
Von schweren Krankheitsverläufen weiterhin am 
stärksten betroffen sind ungeimpfte Menschen in 
höheren Altersgruppen und Menschen mit vorbe-
stehenden Erkrankungen, die das Immunsystem 
schwächen. Trotz der in den letzten Wochen sin-
kenden Hospitalisierungsinzidenz bei den über 80-
Jährigen, weist diese Altersgruppe weiterhin die mit 
Abstand höchste Hospitalisierungsinzidenz auf. Die 
durch eine Adjustierung für den Meldeverzug (Now-
cast-Verfahren) geschätzten Werte der Hospitalisie-
rungsinzidenz bewegen sich weiterhin auf hohem 
Niveau und zeigen einen weiterhin leicht ansteigen-
den Trend. 
 
Die Belastung der Intensivstationen hält durch die 
Vielzahl sehr schwer an COVID-19 erkrankter Per-
sonen, überwiegend aus der Delta-Welle, weiterhin 
an, zeigt aber gegenwärtig noch keinen durch die 
Omikron Welle verursachten steigenden Trend. Mit 
Datenstand vom 02.02.2022 werden 2.307 Perso-
nen mit einer COVID-19-Diagnose auf einer Inten-
sivstation behandelt. 
 
Der Anteil der gemäß IfSG gemeldeten Infektionen, 
welche durch die besorgniserregende Variante (Va-
riant of Concern, VOC) Omikron (B.1.1.529) verur-
sacht werden, liegt in KW 04/2022 bei 98 % aller 
übermittelten COVID-19-Fälle. Bis auf Brandenburg 
(66 %) und Berlin (88 %) lag der Anteil bei allen an-
deren Bundesländern bei über 90 %. Die Omikron-
Variante ist auch bei Geimpften und Genesenen 
leichter übertragbar. Studien deuten darauf hin, 
dass die Omikron-Variante einen geringeren Anteil 
an Hospitalisierungen im Vergleich zu Infektionen 
mit der Delta-Variante bei Infizierten mit vollständi-
ger Impfung bzw. Auffrischimpfung verursacht. Die 
Instrumente des RKI zur Überwachung akuter 
Atemwegsinfektionen) ermöglichen es, die infekti-
onsepidemiologische Lage und die Krankheitslast 
auch bei hohem Infektionsdruck, also hohen Inzi-
denz-Werten gut abzubilden. Für eine abschließen-
de Bewertung der Schwere der Erkrankungen durch 
die Omikron-Variante insbesondere bei der älteren 
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Bevölkerung ist die Datenlage aber weiterhin nicht 
ausreichend. 
  
Bis zum 01.02.2022 waren 76 % der Bevölkerung 
mindestens einmal und 74 % vollständig geimpft. 
Darüber hinaus erhielten 53 % der Bevölkerung be-
reits eine Auffrischimpfung. Aber weiterhin sind 21 
% der Bevölkerung in der Altersgruppe 18-59 Jahre 
und 11 % in der Altersgruppe ab 60 Jahre noch 
nicht geimpft. Alle Impfstoffe, die zurzeit in Deutsch-
land zur Verfügung stehen, schützen nach derzeiti-
gem Erkenntnisstand bei vollständiger Impfung 
und insbesondere nach Auffrischimpfung die aller-
meisten geimpften Personen wirksam vor einer 
schweren Erkrankung. 
  
Das Robert Koch-Institut schätzt die Gefährdung 
durch COVID-19 für die Gesundheit der Bevölke-
rung in Deutschland insgesamt als sehr hoch ein. 
Ursächlich hierfür sind das Auftreten und die rasan-
te Verbreitung der Omikron-Variante, die sich deut-
lich schneller und effektiver verbreitet als die bishe-
rigen Virusvarianten. Durch den weiter schnellen 
Anstieg der Infektionsfälle kann eine Überlastung 
des Gesundheitssystems und ggf. weiterer Versor-
gungsbereiche noch nicht ausgeschlossen werden. 
Die Infektionsgefährdung wird für die Gruppe der 
Ungeimpften als sehr hoch, für die Gruppen der 
Genesenen und Geimpften mit Grundimmunisierung 
(zweimalige Impfung) als hoch und für die Gruppe 
der Geimpften mit Auffrischimpfung (dreimalige Imp-
fung) als moderat eingeschätzt. Diese Einschät-
zung kann sich kurzfristig durch neue Erkenntnisse 
ändern.“ 
 
Die 7-Tage-Inzidenz der Neuinfektionen liegt 
bundesweit aktuell bei 1426,0 (Zahl der Neuinfekti-
onen pro 100.000 Einwohner in sieben Tagen, 
Stand: 07. Februar 2022, 00.00 Uhr). Die 7-Tage-
Inzidenz der Hospitalisierung liegt bundesweit ak-
tuell bei 5,41 (Zahl der Krankenhauseinweisungen 
pro 100.000 Einwohner in sieben Tagen, Stand: 07. 
Februar 2022, 00.00 Uhr).  
 
Die Leitindikatoren für Nordrhein-Westfalen stellen 
sich wie folgt dar:  
 
Die 7-Tage-Hospitalisierungsinzidenz gemäß IfSG 
liegt bei 5,38 und die 7-Tage-Inzidenz bei 1444,3.  
Die 7-Tages-Inzidenz im Märkischen Kreis zeigt in 
den letzten Tagen und Wochen einen erheblichen 
Anstieg. Während diese im Januar (10.01.2022) 
noch bei 441,7 lag ist der Wert aktuell auf 2060,63 
(Stand vom 07.02.2022, 00.00 Uhr) gestiegen und 
liegt somit über dem landesweiten Durchschnitt in 
NRW. Zurzeit (Stand 07.02.2022) werden im Märki-
schen Kreis 173 Corona-Patient*innen stationär be-
handelt, darunter 10 Patient*innen intensiv-
medizinisch, sechs davon mit Beatmung. Unter Be-
rücksichtigung der Erfahrungen des vergangenen 
Jahres ist ferner anzunehmen, dass sich die jahres-
zeitbedingten Wetteränderungen nachteilig auf das 
Infektionsgeschehen auswirken werden, da diese zu 
einer Steigerung der Aufenthalte von Personen in 
geschlossenen Räumen führen werden. Insofern 
besteht erneut die Gefahr einer Überlastung der 
Kapazitäten des Gesundheitssystems.  

Deshalb ist es erforderlich, Schutzmaßnahmen mit 
dem Ziel aufrecht zu erhalten, die Ausbreitung des 
Virus bestmöglich zu verhindern.  
 
Die Verpflichtung zum Tragen einer medizinischen 
Maske ist notwendig, um die Verbreitung von 
SARS- CoV-2 zu verhindern. Unter den zur Verfü-
gung stehenden Schutzmaßnahmen, sind die ge-
troffenen Anordnungen wirksam und verhältnismä-
ßig.  
Angesichts der Entwicklung der Infektionszahlen 
sind sie zur Gefahrenabwehr geeignet, erforderlich 
und auch verhältnismäßig im engeren Sinne.  
 
Bei der Festlegung der Maskenpflicht handelt es 
sich vor dem Hintergrund der aktuellen epidemiolo-
gischen Lage und Entwicklung um eine notwendige 
Schutzmaßnahme. Hierdurch wird der weiterhin be-
sorgniserregenden infektionsepidemiologischen 
Gesamtlage begegnet, die durch ein hohes und wei-
ter steigendes Niveau an Neuinfektionen und einen 
noch nicht hinreichenden Immunisierungsgrad der 
Bevölkerung gekennzeichnet ist.  
 
Die Anordnung zum Tragen einer medizinischen 
Maske in den in der Anordnung zu Ziffer 1 definier-
ten Bereichen ist erforderlich, weil dort erfahrungs-
gemäß der Mindestabstand von 1,5 Metern oftmals 
nicht eingehalten wurde oder werden konnte. Das 
liegt vornehmlich an der Zahl und Dichte der dort 
gleichzeitig anwesenden Personen. Ferner kann 
nicht sichergestellt werden, dass der Publikumsver-
kehr homogen „geregelt“ ist, d. h. die Personen sich 
nicht in unterschiedlichen Richtungen bewegen. Da 
auch im Außenbereich immer dort, wo Menschen 
eng zusammenkommen, trotz der geringeren Aero-
solproblematik Infektionsgefahren durch Tröpfchen- 
und Aerosol-übertragungen bestehen, wird eine 
Maskenpflicht unter Ziffer 1 für solche Berei-
che/Veranstaltungen mit erwartbar engem Zusam-
mentreffen angeordnet.  
 
Die Anordnung ist auch geeignet, der Verbreitung 
des COVID-19 Virus entgegenzuwirken, da sich das 
Risiko einer Ansteckung mit dem COVID-19 Virus 
generell beim Zusammentreffen von Personen er-
höht, wenn der Mindestabstand von 1,5 Metern 
nicht eingehalten wird.  
 
Nach aktueller Einschätzung der Stadt Iserlohn ist 
eine Maskenpflicht aus infektiologischer Sicht erfor-
derlich, da die Auswertung der aktuellen Infektions-
zahlen darauf hindeutet, dass von einer deutlich hö-
heren Ansteckungsgefahr im Freien ausgegangen 
werden könne, als das im Sommer der Fall gewe-
sen sei.  
 
Unter Berücksichtigung des Grundsatzes der Ver-
hältnismäßigkeit ist die Anordnung der Verpflichtung 
zum Tragen einer MNB zeitlich befristet und orien-
tiert sich überwiegend an den Öffnungszeiten der 
Wochenmärkte. 
  
Die Anordnung zu Ziffer 1 ist erforderlich, da auf 
den Iserlohner Wochenmärkten die durchgehende 
Einhaltung des Mindestabstandes nicht sicherge-
stellt werden kann. Die Wochenmärkte sind geprägt 
durch eine hohe Dichte an Verkaufsständen, an de-
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nen sich Warteschlangen bilden. Insofern wird 
durch diese Allgemeinverfügung lediglich die ohne-
hin nach CoronaSchVO bestehende dringende 
Empfehlung zum Tragen einer Maske in eine Ver-
pflichtung verschärft. Auch hier wurde der Verhält-
nismäßigkeitsgrundsatz berücksichtigt, da Speisen 
und Getränke weiter eingenommen werden dürfen, 
so dass die Imbissstände weiter betrieben werden 
können.  
 
Unter Berücksichtigung des Grundsatzes der Ver-
hältnismäßigkeit bleiben insgesamt in allen Berei-
chen die unter Ziffer 2 beschriebenen Ausnahmen 
von der Maskenpflicht bestehen.  
 
Die Schutzmaßnahmen stehen durch ihre geringe 
Intensität in einem angemessenen Verhältnis zu 
dem Eingriff in die Grundrechte der Betroffenen, der 
grundsätzlich gemäß § 28 Abs. 1 Satz 3 IfSG ge-
rechtfertigt ist.  
 
Mit den angeordneten Maßnahmen können Leben 
und Gesundheit der Bevölkerung unter Berücksich-
tigung notwendiger anderer Belange geschützt wer-
den. Diese Maßnahmen sind somit insgesamt ver-
hältnismäßig. Die Maske ist zwischenzeitlich ohne-
hin auch zu einem breit akzeptierten Schutzinstru-
ment geworden.  
 
Das in § 28 Abs. 1 Satz 2 IfSG i. V. m. § 28a IfSG 
eingeräumte Ermessen wird pflichtgemäß ausgeübt. 
Hierbei sind die widerstreitenden Interessen unter 
Beachtung des Grundsatzes der Verhältnismäßig-
keit gegeneinander abgewogen worden. Das Inte-
resse der Allgemeinheit an einer Verlangsamung 
der Verbreiterung des Virus und dadurch der Auf-
rechterhaltung eines funktionierenden Gesundheits-
systems rechtfertigt die getroffenen Einschränkun-
gen und überwiegt die entgegenstehenden privaten 
Interessen.  
 
Die Befristung dieser Allgemeinverfügung ergeht 
grundsätzlich in Anlehnung an die Gültigkeitsdauer 
der CoronaSchVO NRW.  
 
Nach § 28a IfSG sind Rechtsverordnungen, die 
nach § 32 in Verbindung mit §§ 28 Abs. 1, 28a Abs. 
7 IfSG erlassen werden, zeitlich zu befristen. Die 
aktuelle Rechtsverordnung des Landes NRW 
(CoronaSchVO NRW) vom 11.01.2022 – in der ab 
dem 09.02.2022 gültigen Fassung – ist insoweit bis 
zum 09.03.2022 befristet.  
 
Vor dem Hintergrund der derzeitigen dynamischen 
Entwicklung wird die Stadt Iserlohn die Gesamt-
konstellation fortlaufend im Blick behalten und bei 
einer sich ergebenden Notwendigkeit der Modifika-
tion zeitnah mit einer Anpassung oder Aufhebung 
dieser Allgemeinverfügung reagieren.  
 
Rechtsbehelfsbelehrung: 
Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb 
eines Monats nach Bekanntgabe Klage erhoben 
werden. Die Klage ist beim Verwaltungsgericht 
Arnsberg, Jägerstr. 1, 59821 Arnsberg, zu erheben. 
Falls die Frist durch das Verschulden eines von 
Ihnen Bevollmächtigten versäumt werden sollte, 
würde dessen Verschulden Ihnen zugerechnet. 

Bekanntmachungsanordnung: 

Die vorstehende Allgemeinverfügung wird hiermit 
verkündet. Die Verletzung von Verfahrens- oder 
Formvorschriften nach der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) kann 
gem. § 7 Abs. 6 GO NRW nach Ablauf eines Jahres 
seit der Bekanntmachung im amtlichen Bekanntma-
chungsblatt des Märkischen Kreises nicht mehr gel-
tend gemacht werde, es sei denn,   

a) Eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt,  
b) die Allgemeinverfügung ist nicht ordnungsge-

mäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher 

beanstandet, 
oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber 
der Stadt Iserlohn vorher gerügt und dabei die 
verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache be-
zeichnet worden, die den Mangel ergibt.  

 
Iserlohn, den 10.02.2022 
 
Stadt Iserlohn 
als örtliche Ordnungsbehörde 
 
Michael Joithe 
Bürgermeister 
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